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 Deutschland ist nicht so schlecht wie sein Ruf. Wir sind vielleicht nicht die Weltmeister im Wachs-

tum. Aber wir schaffen das, was andere mit hängender Zunge (d.h. langen Arbeitszeiten) schaffen, 
mit der linken Hand. 

 Das vom alten Europa hochgepäppelte neue Europa bedroht nicht unseren Wohlstand, aber viel-
leicht seine Verteilung. Die europäische Integration in ihrer gegenwärtigen Form bringt zusätzliche 
Risiken für ein sozial gerechtes Europa und Deutschland mit sich. Aber der Reformbedarf liegt hier 
mehr in Europa als in Deutschland. 

 Deutschland ist durch die falsch gestaltete Wiedervereinigung in eine Schieflage geraten, die zu star-
ke Anreize für Nicht- und Schwarzarbeit geschaffen hat. Die Lohneinkommensbezieher sind einsei-
tig die Lastenträger der Nation geworden. Diese Lasten müssen durch Aktivierung der Nichtarbei-
ter und Änderungen der Finanzierung (stärker durch Steuern auf einer breiteren Basis) auf mehr 
Schultern verteilt werden. 

 Die Reformspielräume werden durch die europäische Integration ebenso wie durch die vom Wohl-
fahrtsstaat geformten Interessen und Mehrheiten eingeschränkt. Gelingt es der Politik nicht, hinrei-
chend große Teile dieser Mehrheiten zu überzeugen, droht in der Tat eine Dauerkrise. 
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Unkenrufe, Katastrophenszenarien1 und Häme 
von der anderen Seite des Atlantik – von allen 
Seiten hagelt es Warnungen und Tadel auf 
Deutschland und/oder die gegenwärtige Bun-
desregierung und ihre Politik. Dabei können 
sich die Kritiker im In- und Ausland auf hand-
feste Zahlen stützen: Das Wachstum ist schwach, 
die Arbeitslosigkeit steigt, das Loch im Staats-
haushalt wird immer größer (siehe Tabelle 1). 
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Dieses Bild verdüstert sich teilweise noch, 
wenn man längere Zeiträume ins Auge fasst. 
Die Zeiten des Wirtschaftswunders der 1950er 
und 1960er Jahre liegen ebenso weit hinter uns 
wie das Modell Deutschland der 1970er Jahre. 
Spätestens seit dem kurzen Vereinigungs-
boom 1990–92 hinkt Deutschland hinter den 
meisten europäischen Nachbarn und erst 
recht hinter den USA her. Von den großen 
Industrienationen schnitt nur Japan schlech-
ter ab. Doch was zeigt dieser Vergleich ei-
gentlich? Und rechtfertigt er die düsteren 
Prognosen und schmerzhaften Reformzu-
mutungen? 

1. Was wollen wir vergleichen: Einkommen, Freizeit oder Gerechtigkeit? 

Statistiken1sind geduldig und man sollte keiner 
trauen, die man nicht selbst gefälscht hat, mein-
te Churchill einmal. So ist etwa bei den beiden 
Ländern, die gerne als Messlatte für das angeb-
liche deutsche Versagen vorgelegt werden, näm-
lich Großbritannien und Irland, eher Vorsicht 
angesagt.2 Nimmt man das Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) pro Kopf in Euro, so lassen sich 
schöne Grafiken (siehe Grafik 1 und 2) produ-
zieren, in denen diese Länder Deutschland in 
den 1990er Jahren mit hoher Geschwindigkeit 

                                                 
1 Vgl. als ein jüngeres Produkt mit wissenschaftlichem An-

spruch Hans-Werner Sinn „Die rote Laterne. Die Gründe 
für Deutschlands Wachstumsschwäche und die notwendi-
gen Reformen“ im ifo-Schnelldienst 23–2002; das vorlie-
gende Papier entstand aus einer Replik auf diesen Aufsatz 
von Sinn. 

2 So präsentiert etwa Sinn a.a.O., S. 4 entsprechende Grafi-
ken. 

überholt haben. Natürlich werden diese Länder 
auch aus politischen Gründen gewählt, da sie 
auch als Vorbilder für die angepriesenen Re-
formen dienen sollen. 

Sieht man näher hin, so stellt sich heraus, dass 
die Unterschiede viel weniger dramatisch aus-
fallen, wenn man andere Indikatoren wählt. So 
ist der in Euro gemessene Wachstumserfolg 
des Großbritanniens Mitte der 1990er Jahre 
vor allem ein Ergebnis der Aufwertung des 
Pfundes gegenüber dem Euro von 0,83₤/€ 
1995 auf 0,61₤/€ 2001. Geht man von einem 
Vergleich in einer Währung zum Vergleich in 
Kaufkraftstärken über (siehe Grafik 1) so liegt 
das britische Pro-Kopf-Einkommen immer noch 
unter dem deutschen. Damit sollen nicht die 
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britischen Erfolge geschmälert werden. In na-
tionaler Währung gemessen, lag die jährliche 
Wachstumsrate im Thatcherland im Durch-
schnitt der 1990er Jahre um 0,4 und in den 

1980er Jahren um 0,5 Prozentpunkte über der 
deutschen Rate (zum Vergleich: In den 1960er 
Jahren lag Deutschland 1,5 und in den 1970er 
Jahren noch mit 0,8 Punkten vorn). 
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Ähnlich fragwürdig ist der Vergleich mit dem 
neuen europäischen Wirtschaftswunderland 
Irland.3 Das irische Wachstum ist nämlich 
von einer besonderen Sorte und es ist poli-
tisch besonders zweifelhaft, ob es als Vorbild 
dienen kann. Irlands BIP pro Kopf ist zwar 
deutlich schneller als das anderer EU-Länder 
einschließlich Deutschlands gewachsen (siehe 
auch Grafik 2). Aber dieses Wachstum ist das 
Produkt hoher Auslandsinvestitionen und der 
buchhalterischen Genialität der nun dort täti-
gen multinationalen Konzerne, die wegen der 
niedrigen irischen Steuersätze (10 % statt z.B. 

                                                 
3 Vgl. Michael Dauderstädt „Irland, der „keltische Tiger”: 

Vorbild oder Warnung für ein wachsendes Europa?“ In 
ifo-Schnelldienst 6/2001 54. Jg. S. 34–41. 

45 % in Deutschland)4 ihre Gewinne dort statt 
etwa in Deutschland anfallen lassen. 

Diese Entwicklung hat dazu geführt, dass die 
Lohnquote in Irland von 77 % 1980 auf 53 % 
im Jahr 2001 gesunken ist und das Bruttosozi-
alprodukt (BSP) etwa 15 % unter dem üblicher-
weise betrachteten Bruttoinlandsprodukt liegt. 
Das Bruttosozialprodukt misst nur das Einkom-
men der Iren und nicht der in Irland tätigen 
Ausländer (sprich multinationalen Unterneh-
men). Die Iren selbst sind also viel ärmer, als 
es die BIP-Statistik vermuten lässt. Sie sind 
zwar auch gemessen am BSP/Kopf viel rei-

                                                 
4 Barry, Frank „EU Accession and Prospective FDI Flows 

to CEE Countries: A View from Ireland”, Ms. Dublin, 
2002, S. 14. 
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cher als vor zehn Jahren, aber haben etwa 
Deutschland, wo sich BIP und BSP nur mini-
mal unterscheiden, gerade erst knapp überholt, 
wie Grafik 2 deutlich macht. Irland überwies 
2001 17,6 Mrd. € seines BIP von 114,5 Mrd. € 

als Faktoreinkommen ans Ausland, womit den 
Iren noch ein BSP von 96,8 Mrd. € verblieb. Im 
dritten Quartal 2002 sank das BSP sogar um 
0,3 %, während das BIP um 6,9 % zunahm.5 
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Aber lassen wir die Zahlen einmal beiseite. 
Auch der beste Indikator spiegelt – solange er 
letztlich nur das monetäre Einkommen erfasst 
– nur einen schmalen Ausschnitt der wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Realität wider. Si-
cher wächst das so gemessene deutsche Brut-
toinlandsprodukt (BIP) im Vergleich mit an-
deren EU-Ländern (ganz zu schweigen von 
den USA) eher langsam. Aber dabei ist zu 
berücksichtigen, dass diese Leistung mit we-
niger Arbeit erwirtschaftet wurde. Deutsch-
land hat es sich gegönnt, Wachstumspoten-
tial nicht in höheren Output, sondern in 
mehr Freizeit umzusetzen.  

5 Kritiker6, vor allem „wirtschaftsnahe“ Be-
obachter, beklagen vor allem die deutschen 
Lohnkosten, die im internationalen Vergleich 
zu hoch, ja bei den Arbeiterstundenlöhnen 
die höchsten der Welt seien. Darauf sollte 
Deutschland eher stolz sein. Die Kritiker 
können nicht einerseits hohe Pro-Kopf-Ein-
kommen als Ziel setzen und hohe Löhne be-
klagen. Deutschland ist ein produktives und 

                                                 
5 Vgl. Central Statistics Office, Ireland  

(http://www.cso.ie/publications/finance/qna.pdf ). 

6 So auch Sinn, a.a.O., S. 14ff., aber auch die Arbeitgeber 
(http://www.bda-online.de/) oder der Economist in seinem 
jüngsten Deutschland-Survey (Economist vom 7.12.2002 
„An uncertain giant. A survey of Germany”). 
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daher reiches Land und kann offensichtlich 
gut 30 Millionen Menschen zu Höchstlöhnen 
beschäftigen, ohne ein gigantisches Leistungs-
bilanzdefizit und riesige Auslandsschulden 
aufzuhäufen. 

Wer hohe Einkommen und niedrige Löhne 
will, will offensichtlich in erster Linie eine 
andere Verteilung mit höheren Gewinnen 
und Vermögenseinkommen. Dazu passt dann 
das Beispiel Irland. Auch die USA und Groß-
britannien, die anderen gern genannten Vor-
bilder, zeichnen sich durch schlechtere Vertei-
lungsstrukturen aus (siehe Tabelle 2). Leider ist 
auch das deutsche Arbeiterparadies nicht ganz 
so schön, wir die berühmten Arbeitskostenver-
gleiche nahe legen. Verlässt man die Industrie 
und die enge Beschäftigungskategorie „Arbei-
ter“, so nähern sich Einkommen bzw. Lohnkos-
ten wieder den BIP/Kopf-Werten und Deutsch-
land liegt dann hinter den USA oder der 
Schweiz.7 
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Aber auch dieses nicht mehr so spektakulär ho-
he, aber recht ordentliche Prokopfeinkommen 
erwirtschaftet Deutschland mit relativ wenig 
Arbeit (kurzen Wochenarbeitszeiten, langem 
Urlaub, die zusammen zu Jahresarbeitszeiten 
von 1500 Stunden gegenüber 1700 in Großbri-

                                                 
7 Vgl. Wolfgang Scheremet „Arbeitskosten im internationa-

len Vergleich: Eine Auseinandersetzung mit bestehenden 
Konzepten“ DIW Wochenbericht 38/99. 

tannien und 1950 in den USA8 führen, hoher Ar-
beitslosigkeit, früher Verrentung, mittlerer Par-
tizipationsrate). Das Problem ist allerdings, dass 
zu diesen Löhnen und Arbeitszeiten mit ihren 
hohen Produktivitätsvoraussetzungen nicht alle 
potentiellen Arbeitnehmer zu beschäftigen sind. 

Unausgenutzte Arbeitskraft und damit niedrige-
res Volkseinkommen senken u.a. die Steuerein-
nahmen. In der Tat kann man nicht mehr pri-
vate und öffentliche Güter und mehr Freizeit 
gleichzeitig haben. Aber der Preis von einer 
Abkehr von dieser Entwicklung ist die Bereit-
schaft zu mehr Arbeit. Weiter ist zu sehen, dass 
Deutschland eine wachsende Untergrundöko-
nomie hat.9 Die Bürger nützen also ihre Frei-
zeit produktiv, um den eigenen und gegensei-
tigen Wohlstand zu steigern. Und nicht nur die 
Bürger; Hunderttausende von – oft illegalen – 
Immigranten (oft aus dem „neuen Europa“!) tun 
das auch. Leider geschieht das am Fiskus vor-
bei. Diese Menschen sind die Trittbrettfahrer an 
einem System einer relativ ordentlichen Ver-
sorgung mit öffentlichen Gütern. Dass es dafür 
Anreize gibt, ist offensichtlich; dass ihnen ge-
folgt wird, sollte nicht selbstverständlich sein. 

Zusammengefasst: Deutschland ist nicht so 
schlecht wie sein Ruf.10 Wir sind vielleicht 
                                                 
8 Vgl. Ralf-Henning Peters, Viktor Steiner „Der Einfluss von 

Arbeitszeitverkürzungen auf Arbeitskosten und Beschäfti-
gung“ 
(http://www.flexible-unternehmen.de/kv0411.htmgl.). 

9 Vgl. Sinn, a.a.O., S. 6. 

10 Der Economist fasste das so zusammen:“ It would be entire-
ly misleading to paint Germany as a country that is shabby 
or miserable, prone to political instability or in danger of 
terminal economic decline. On the contrary, it remains rich, 
stable and, for the overwhelming majority of its people, 
very pleasant to live in. Growth may be slow, unemploy-
ment high and the Mittelstand gloomy, but on the whole 
the climate of society still strikes the outsider as fairly sunny. 
There is hardly any visible poverty of the kind found in 
the more depressing bits of Britain or France. Germany’s 
high-tax regime and rigid labour markets may be damag-
ing to its economic prospects, but its welfare and health-
care systems are generous and its infrastructure is superb.” 
Economist vom 7.12.2002 „An uncertain giant. A survey 
of Germany”, S. 23. 
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nicht die Weltmeister im Wachstum. Aber 
wir schaffen das, was andere mit hängender 
Zunge (d.h. langen Arbeitszeiten) schaffen, 
mit der linken Hand. 

Aber können wir uns das weiter leisten oder 
müssen wir auch die rechte Hand aus der Ta-
sche nehmen?  
 

2. Gefährdet das neue Europa den Wohlstand des alten? 
oder: Eine Steilvorlage für den Rechtspopulismus 

Es ist eine alte Tradition in der deutschen wirt-
schafts- und sozialpolitischen Debatte, angeb-
lich notwendige Einschnitte ins soziale Netz, 
in die Macht der Gewerkschaften oder die sich 
ausbreitende Freizeitparkmentalität mit der dro-
henden Konkurrenz aus dem Ausland zu begrün-
den. Anlass war oft eine negative Leistungsbi-
lanz. So gab es etwa 1979–1982 eine erste gro-
ße Debatte um die Wettbewerbsfähigkeit. In 
den 1990er Jahren war es die Globalisierung. 
Der Sachzwang des Weltmarkts entmachtet an-
geblich Wohlfahrtstaat und Gewerkschaften.11 
Der neueste Buhmann ist die Osterweiterung. 
„Die durch die hohen Löhne verursachten Stand-
ortprobleme unseres Landes werden sich po-
tenzieren, wenn die Europäische Union im Jah-
re 2004 um zehn Länder erweitert wird. … Man 
muss kein Ökonom sein, um zu erkennen, dass 
sich das deutsche Standortproblem zu einer äu-
ßerst schweren Strukturkrise der gesamten Wirt-
schaft auswachsen wird, wenn keine Maßnah-
men zur sofortigen und tief greifenden Flexibi-
lisierung des deutschen Arbeitsmarktes ergrif-
fen werden.“12 Werden den Bürgern so soziale 
Einschnitte verkauft, so braucht man sich über 
Auslands-, letztlich Ausländerfeindlichkeit nicht 
zu wundern. Denn dann erscheinen sozialer 

                                                 
11 Vgl. Michael Dauderstädt „Sachzwang Weltmarkt? Knapp 

daneben. Besitzstand Wohlfahrtsstaat!“ FES Bonn 2002. 

12 Vgl. Sinn, a.a.O., S. 15–16. 

Abstieg und außenwirtschaftlicher Ausstieg oder 
Abgrenzung als sinnvolle Alternativen. 

Dabei ist der Standort Deutschland – selbst 
gemessen an den schiefen Indikatoren der 
üblichen internationalen Vergleiche – durch-
aus wettbewerbsfähig. Die nominalen Lohn-
stückkosten stiegen in Deutschland seit 1991 
(Index = 100) nur auf 113 im Jahr 2001, in der 
EU im Durchschnitt auf 117 und in den USA 
auf 121. Die Lohnstückkosten in Großbritan-
nien sind – vor allem wegen der Pfundaufwer-
tung – seit 1995 um fast 25 % gestiegen, wäh-
rend sie in Deutschland nur um 3 % zunah-
men.13 Selbst wenn Deutschland mit einer über-
bewerteten DM in den Euro eingestiegen ist14, 
dürfte es diesen Kostennachteil bald (wenn nicht 
schon heute) aufgeholt haben. Die deutschen 
realen Lohnstückkosten sanken sogar. Den 
gern beklagten hohen Arbeitskosten steht al-
so eine hohe und wachsende Produktivität 
gegenüber. Das mag in der Tat auf Kosten 
der Beschäftigung gehen, aber nicht auf 
Kosten der Wettbewerbsfähigkeit. 

Was Deutschlands Anteil am Welthandel be-
trifft, so ist der deutsche Weltmarktanteil zwar 

                                                 
13 Vgl. DIW „Grundlinien der Wirtschaftsentwicklung 2003/ 

2004“ Wochenbericht 1–2/2003, S. 34. 

14 Wie Sinn, a.a.O., S. 13f. vermutet. 
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gefallen15, aber die deutschen Exporte sind zwi-
schen 1991 und 2000 nominal um 80 % ge-
wachsen. Das ist weniger als die EU oder Ja-
pan, die den Wert ihrer Exporte verdoppelt ha-
ben, oder erst recht der USA, die ihn um 146 % 
gesteigert haben, aber kein absoluter Rückfall. 
Der Weltmarktanteil ist ein schlechter Indika-
tor. Er spiegelt auch Währungs- und Preisef-
fekte oder den Aufstieg neuer Exporteure wie 
China oder die Scheinzunahme von Exporten 
durch den Zerfall von Ländern wie der Sow-
jetunion, der Tschechoslowakei und Jugosla-
wiens, die früheren Binnenhandel in Exporte 
verwandelt haben, wider. Schließlich ist auch 
die deutsche Vereinigung ein Grund für den re-
lativen Rückgang der deutschen Exporte, da die 
innerdeutsche Absorption zugenommen und da-
mit der Anteil der Exporte am deutschen BIP 
abgenommen hat. Schließlich ist Deutschlands 
Wachstum überdurchschnittlich exportsensibel.16 

Was die Industriebeschäftigung bzw. die Be-
schäftigung in den der internationalen Kon-
kurrenz ausgesetzten Sektoren betrifft, so 
hat Deutschland hier eher einen relativen 
Nachholbedarf im Beschäftigungsabbau. Der 
Anteil der Beschäftigten in diesen Sektoren 
liegt in Deutschland deutlich über dem OECD-
Durchschnitt (nur die Anteile in Japan und der 
Schweiz lagen höher)17. Die säkulare Dein-
dustrialisierung wird langfristig auch nicht an 
Deutschland vorübergehen – unabhängig von 
Standortfragen. Um trotzdem Vollbeschäfti-
gung oder doch keinen Anstieg der Arbeits-
                                                 
15 Was z.B. Sinn als Zeichen der Krise deutet (Sinn, a.a.O., 

S. 5). 

16 Darauf hat die Studie der EU Kommission „Germany’s 
growth performance in the 1990’s“ Brüssel 2002 hinge-
wiesen. 

17 Darauf hat Scharpf hingewiesen in Scharpf, Fritz W., and 
Vivien E. Schmidt (eds.) „Welfare and Work in the Open 
Economy”. 2 vols. Oxford, 2000, Band 1, S. 110 und die 
Tabelle A8 im Anhang S. 345. 

losigkeit zu haben, bedarf es neuer Jobs im 
Dienstleistungssektor. Das Problem Deutsch-
lands ist auch ein Problem eines „überin-
dustrialisierten“ Wohlfahrtsstaates. 

Doch wie sieht es mit der Bedrohung durch das 
„neue Europa“ aus? Gefährdet die Osterwei-
terung den Standort Deutschland mit Im-
portkonkurrenz, Produktionsverlagerung 
und Migration? Dem widersprechen einige 
begründete Vermutungen: 

• Importkonkurrenz: Der deutsche Markt ist 
schon seit Jahren für Fertigwaren aus den as-
soziierten Beitrittsländern offen. In der Tat 
hat der Anteil dieser Länder an den deut-
schen Importen deutlich zugenommen (sie-
he Tabelle 3). Aber die Exporte haben auch 
zugenommen. Die Nettoeffekte sind also 
eher günstig für Deutschland, wie dies 
verschieden Studien immer wieder belegt 
haben. Es ist auch kaum anzunehmen, dass 
sich die Handelsanteile der Kandidatenlän-
der nach dem Beitritt noch dramatisch stei-
gern werden. Gravitationsmodelle des inter-
nationalen Handels gehen eher davon aus, 
dass die bisherige Liberalisierung und Öff-
nung schon weitgehend zu einem Gleich-
gewicht geführt hat.18 

                                                 
18 Vgl. DIW „Ostmitteleuropa auf dem Weg in die EU – 

Transformation, Verflechtung, Reformbedarf“ Berlin 1997 
oder Wolfgang Quaisser u.a. „Die Osterweiterung der Eu-
ropäischen Union: Konsequenzen für Wohlstand und Be-
schäftigung in Europa“ FES Bonn 2000. 
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• Produktionsverlagerung: Es bleibt abzu-
warten, ob es noch zu einem großen Boom 
von deutschen Investitionen in den Beitritts-
ländern kommen wird. Erstens haben schon 
umfangreiche Investitionen stattgefunden, 
die vor allem das Angebot an zu privatisie-
renden Unternehmen (z.B. Skoda in Tsche-
chien) dort genutzt haben, das inzwischen 
aber weitgehend ausgeschöpft ist. Zweitens 
müssen diese Länder nach dem Beitritt alle 
EU-Regulierungen übernehmen, auch im 
Sozial- und Umweltbereich, die ihre relative 
Wettbewerbsfähigkeit und Standortattrakti-
vität nicht steigern dürften. So warnen etwa 
gerade liberale Ökonomen vor dem Export 
des „schlechten“ EU-Modells nach Mittel- 
und Osteuropa.19 Schließlich dürften die Wäh-
rungen der Beitrittsländer aufgrund des Zu-
stroms an EU-Mitteln (und, wenn die Erwar-
tungen der Standortpessimisten einträfen, an 
Investitionen) sich eher aufwerten, was den 

                                                 
19 Vgl. Belke, Ansgar, and Martin Hebler „EU-Osterweite-

rung, Euro und Arbeitsmärkte“, München–Wien. 2002. 

Kostenvorteil und die preisliche Wettbe-
werbsfähigkeit weiter abbaut. 

• Migration: Sehen wir von der reinen Sozial-
migration20 ab, die nur die Mitnahme von So-
zialleistungen im Zielland anstrebt, so hängt 
die Migration vor allem vom Verhältnis der 
Löhne und vom Arbeitsplatzangebot im Ziel-
land ab. Wenn die anderen beiden Prozesse 
(Exportwachstum und Produktionsverlage-
rung, sowie Aufwertung der Währung) zu-
gunsten der Beitrittsländer laufen, dann steigt 
der Anreiz für potentielle Migranten, im Ur-
sprungsland zu bleiben. Beobachter der Ost-
arbeitsmärkte weisen auch auf die geringe 
Migrationsneigung der dortigen Arbeitskräf-
te hin, die etwa in Ungarn schon dazu ge-
führt hat, dass trotz hoher Arbeitslosigkeit 
im Südosten im Nordwesten Arbeitskräfte-
mangel herrscht. 

Somit zeigt die wirtschaftliche und soziale Ko-
häsion zwischen dem alten und dem neuen Eu-
ropa ebenso Risse wie die außenpolitische an-
gesichts der Irakkrise. Es ist vielleicht sogar 
eher zu befürchten, dass sich im Zuge der 
europäischen Einigung in Mittel- und Ost-
europa abgeschwächt wiederholt, was im 
Zuge der deutschen Einigung passierte: ein 
Rückgang der Wettbewerbsfähigkeit ver-
bunden mit wachsender Arbeitslosigkeit, ali-
mentiert durch steigende Transfers aus dem 
Westen, kurz die „holländische Krankheit“. 

Aber diese Gegenargumente sollten nicht da-
rüber hinwegtäuschen, dass es im vereinig-
ten Europa, das das „neue“ und das „alte 
Europa“ umfassen sollte, eigentlich um die 
Angleichung der Lebensverhältnisse geht. Die 
                                                 
20 Vgl. dazu Hans-Werner Sinn „EU Enlargement and the 

Future of the Welfare State”, München, Center for Eco-
nomic Studies 2000. 
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Peripherie der armen Mitgliedstaaten, zu de-
nen ab 2004 auch acht postkommunistische 
Transformationsländer zählen werden, sollte 
rascher wachsen als das reichere Zentrum. 
Letztlich dient das auch dem Zentrum, denn 
eine prosperierende Peripherie importiert 
und emigriert nicht. Die relativ erfolgreiche 
Integration Portugals und Spaniens seit 1986 
belegt dies. Leider ist die EU in ihrer Kohäsi-
onspolitik grundsätzlich wenig erfolgreich ge-

wesen.21 Irland und Griechenland haben noch 
Jahrzehnte nach ihrem Beitritt kaum Aufholer-
gebnisse vorzuweisen gehabt. Erst ab etwa 1992 
kam es zu einer zügigeren Konvergenz (siehe 
Grafik 3) dank der Währungsunion, die in der 
Peripherie die Zinsen senkte und einen Investi-
tions- und Konsumboom auslöste. Man kann 
darin aber auch ein Nullsummenspiel sehen, 
das dem Zentrum, vor allem Deutschland, das 
Kapital entzieht.22 
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Die Ironie läge zusätzlich darin, dass das „alte 
Europa“ diesen Prozess noch durch die Kohä-
sionspolitik (Regional- und Strukturfonds) un-
terstützt. Deutschland als Hauptnettobeitrags-
zahler der EU zieht sich gewissermaßen die ei-
genen Konkurrenten heran. Die alte Peripherie 
(Griechenland, Spanien, Portugal, Irland) hat 
viele Milliarden Euro erhalten, die neue in Mit-
tel- und Osteuropa hat umfangreiche Hilfe wäh-
rend der Transformation bekommen und soll in 
Zukunft ebenfalls viele Milliarden erhalten, die 

vor allem den knappen deutschen Haushalt be-
lasten, der jährlich über 20 Milliarden € an die 
EU zahlt, davon die knappe Hälfte netto (117 €/ 
Kopf),21während22die reicheren Länder des 
„neuen Europa“ sich mit 51€/Kopf aus Groß-
britannien (immer noch getreu dem Thatcher- 
 

                                                 
21 Vgl. Michael Dauderstädt und Lothar Witte (Hg.) „Cohe-

sive Growth in the Enlarging Euroland” FES Bonn 2001. 

22 So etwa Sinn, a.a.O., S. 11ff. 
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rinzip „I want my money back“) oder 10 €/ 
Kopf aus Italien relativ zurückhalten.23 

Im Erfolgsfall ergibt sich das irische Modell 
im vergrößerten Maßstab. Die EU-Fonds fi-
nanzieren eine pre-investment-Strategie für 
multinationale Konzerne, die zusätzlich Steu-
erflucht betreiben. Würde man das Modell 
Irland auf Mittel- und Osteuropa ausweiten 
und würden dann auch noch relevante Teile 
der europäischen oder zumindest deutschen 
Produktion dorthin verlagern, so würde sich 
die Einkommensverteilung im erweiterten 
Europa entsprechend verändern. Ungarn, 
das bezüglich der Einwerbung von Auslands-
investitionen der Spitzenreiter unter den 
Beitrittsländern ist, liefert schon einen Vor-
geschmack davon. Die Lohnquote sinkt und 
die Gewinne fallen den europäischen bzw. deut-
schen Kapitaleignern zu. So ist das Einkommen 
der Alt-EU aus Direktinvestitionen in Mittel- 
und Osteuropa von 0,5 Mrd. € 1996 auf 3,3 Mrd. 
€ im Jahr 2000 gestiegen, wovon die Hälfte al-
lein aus Ungarn kommt, das den irischen Weg 
am konsequentesten beschritten hat. Dort liegt 
die Ertragsquote bei 15%.24 Eine Schicht rei-
cher Vermögensbesitzer würden von einem 
Modell profitieren, das Hochlohnarbeit durch 
Niedriglohnarbeit ersetzt, entweder im Zu-
ge der Produktionsverlagerung oder durch 
entsprechende Tarif- und Sozialpolitik in 
Deutschland. Das verteilungspolitisch akzep-
tablere aber gefährlich deflatorische Szena-
rio wäre: die Preise sinken mit den niedrige-
ren Lohnkosten, was alle Konsumenten er-
freut und die Reallöhne wieder anhebt. 

                                                 
23 EU-Beiträge nach Heinz-Jürgen Axt „Was kostet die EU-

Erweiterung?” in WSI-Mitteilungen 1/2003, S. 8. 

24 Vgl. European Commission „European Union foreign direct 
investment yearbook 2001“ Luxemburg 2002, S. 58. 

Gleichzeitig würde die Steuerkonkurrenz zu-
nehmen (Ungarn hat z.B. nur einen Unterneh-
menssteuersatz von 18 %, weswegen Audi dort 
einen großen Teil seiner Gewinne anfallen lässt), 
so dass die Umverteilung nicht nur von den 
Löhnen, sondern auch von den Steuern zu 
den Kapitaleignern ginge. Es ist wahrschein-
lich, dass sich dagegen der politische Wider-
stand formieren würde. Schon jetzt mehren sich 
die Zeichen, dass die EU-Kompetenzen in der 
Steuerpolitik wachsen werden, und Irland wird 
auf EU-Druck hin seinen Steuersatz auf aller-
dings immer noch relativ niedrige 12,5 % erhö-
hen.25 
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Gleichzeitig hat sich die Einkommensvertei-
lung auf beiden Seiten, im Zentrum und der 
Peripherie verschlechtert, auch wenn der Ef-
fekt in Mittel- und Osteuropa bisher wohl we-
niger der Integration als der Transformation zu-
zuschreiben war.26 Auch in diesem Punkt droht 
die europäische Einigung der deutschen zu fol-
gen. In Deutschland hat die Ungleichheit in 
West- und in Ostdeutschland zugenommen, auch 
wenn sie im vereinigten Deutschland insge-

                                                 
25 Vgl. Barry, a.a.O. 

26 Michael Dauderstädt „The Enlarging Euroland: Deepe-
ning and Widening Unemployment and Inequality? „ in: 
Michael Dauderstädt, Lothar Witte (eds.) „Work and Wel-
fare in the Enlarging Euroland” FES Bonn 2001. 



FES-Analyse: Deutschland: Schlusslicht im alten Europa? 11   

samt durch die Konvergenz zwischen Ost und 
West abnahm (siehe Tabelle 4). 

Liberale Beobachter des Integrationsprozesses 
halten auch diesen bisherigen deutschen Weg 
noch für unzureichend. In ihren Augen erfor-
dert, ja erzwingt die spezifische Form der Glo-
balisierung, die die europäische Einigung mit 
sich bringt, von Deutschland niedrigere Löhne, 
mehr Ungleichheit und den Verzicht auf eine 
wohlfahrtstaatliche Korrektur dieser Malaise.27 
Dieses Konzept der europäischen Einigung wä-
re den Bürgern kaum noch zu vermitteln. Und 
in der Tat hat in Deutschland die Europaskep-
sis seit Beginn der 1990er Jahre eher zugenom-
men, ganz zu schweigen von populistischen 
Versuchungen hier und anderswo. 

Die Herausforderung liegt darin, einen Inte-
grationsprozess zu organisieren, der die Vor-
teile einer erweiterten Arbeitsteilung und der 

möglichen Produktivitätsgewinne, vor allem 
in den ärmeren Mitgliedstaaten, realisiert 
und diese Vorteile sozial gerecht verteilt. 
Dazu mag es nötig sein, das bisherige Modell 
der Integration, die sich als „negative“ vor al-
lem auf eine Freisetzung der Marktkräfte und 
eine einseitige Stabilitätsorientierung stützte, 
durch eine „positive“ Integration zu ergänzen, 
die Wachstum, Beschäftigung und sozialen Zu-
sammenhalt fördert. Nur so lässt sich die euro-
päische Einigung politisch sichern. 

Zusammengefasst: Das vom alten Europa 
hochgepäppelte neue Europa bedroht nicht 
unseren Wohlstand, aber vielleicht seine Ver-
teilung. Die europäische Integration in ihrer 
gegenwärtigen Form bringt zusätzliche Ri-
siken für ein sozial gerechtes Europa und 
Deutschland mit sich. Aber der Reformbe-
darf liegt hier mehr in Europa als in Deutsch-
land. 

3. Hausgemachte Probleme zu Hause lösen! 

Wachstumsschwäche, Arbeitslosigkeit, deso-
late Staatsfinanzen sind – auch wenn sie im 
internationalen27Vergleich nicht so schlimm 
aussehen und auch nicht primär dem Aus-
land zugeschrieben werden können – trotz-
dem anzupacken. Man sollte den Reform-
bedarf aber nicht mehr als nötig außenwirt-
schaftlich begründen. Das schürt nur Globa-
lisierungsängste und Populismus. Wir müs-
sen die politischen Weichenstellungen in der 
Lohn-, Sozial- und Steuerpolitik verändern 
– nicht, weil sonst die anderen Europäer auf 
uns herabsehen oder weil uns die Globalisie-

                                                 
27 Vgl. dazu wieder Hans-Werner Sinn „Globalisierung“ in 

ifo Schnelldienst 24–2002, S. 5f. 

rung zwingt, sondern weil wir diese Form 
der Verteilung von Einkommen, Freizeit (bes-
ser: bezahlter Nichtarbeit) und anderen Le-
benschancen und -risiken so nicht weiter ha-
ben wollen. Es geht um unsere eigenen Ver-
teilungsprobleme zwischen Arbeit und (be-
zahlter) Nichtarbeit, zwischen Konsum und 
Ersparnis, zwischen privatem und öffentli-
chem Konsum. Das relativ erfolgreiche 
Gleichgewicht, das (West-)Deutschland hier 
erzielt hatte, ging mit der verfehlten Eini-
gungspolitik ab 1990 verloren.28 Das Ausmaß 
an bezahlter Nichtarbeit in Deutschland (Ost-

                                                 
28 Vgl. Die umfangreiche Studie der EU „Germany’s growth 

performance in the 1990’s“ Brüssel 2002. 
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deutschland, Sozialhilfe, Arbeitslosigkeit und 
Rentner) dürfte die Grenzen der Solidari-
tätsbereitschaft der Arbeitenden langsam 
und mit den absehbaren demographischen 
Veränderungen sicher überschreiten. 

Die Deutschen haben vielleicht die höchsten 
Löhne, vor allem aber die höchsten „Lohnne-
benkosten“. Vom für den Arbeitgeber (und die 
Wettbewerbsfähigkeit) wichtigen Bruttolohn 
gehen eben erhebliche Anteile ab, um Nicht-
Arbeit in Form von Arbeitslosigkeit (über 10 % 
der Erwerbsbevölkerung) und Altersruhestand 
(noch mal etwa 50 % der Erwerbsbevölkerung) 
zu finanzieren. Auch aus Sicht einer keynesia-
nisch konzipierten Wachstumslogik muss klar 
sein: Die Umverteilung eines jeden Euro erhöht 
nur dann die Nachfrage, wenn er sonst weder 
konsumiert noch investiert worden wäre – eine 
in der Regel heroische Annahme, vor allem an-
gesichts der Tatsache, dass es immer mehr die 
weniger reichen Lohneinkommensbezieher sind, 
die die Lasten der Umverteilung tragen. Über 
weitere Kollektivabgaben (gesetzliche Kran-
kenversicherung und Steuern) „kaufen“ diese 
schon geschröpften Lohneinkommensbezieher 
öffentliche Güter wie Gesundheit und Bildung 
zu einem schlechten Preisleistungsverhältnis, 
wenn man Vergleichen wie der WHO-Studie 
zum Gesundheitssystem oder PISA glauben 
darf. Dabei liegt in beiden Systemen noch ein 
gehöriges Maß Umverteilung, etwa zugunsten 
von Haushalten mit Kindern, die nicht von al-
len gleichmäßig geschultert wird, obwohl sie 
als ein „nationales“ Ziel gilt. Es sind daher 
vor allem die Arbeitnehmer, die an radika-
len Reformen des auf ihre Kosten ineffizien-
ten Wohlfahrtsstaates interessiert sein müss-
ten. 

a) Wachstumspolitik als Produktivitätspoli-
tik: das wirklich „neue“Europa liegt im 
Norden 

Die Wirtschaft eines Landes wächst nur durch 
höhere Produktivität oder mehr Arbeitseinsatz. 
Wer auf letzteren verzichtet, verzichtet auf 
Wohlstand (außer in seiner Form als Freizeit). 
Das deutsche (und das europäische) „Modell“ 
hat über viele Jahre beide Quellen des Wachs-
tums tendenziell ausgetrocknet. 

• Produktivitätsbremsen: Zahlreiche Regu-
lierungen vom Umweltschutz über den Ver-
braucherschutz bis zum Schutz der Arbeitneh-
mer (einschließlich Mitbestimmungsrechte) 
senken zumindest kurzfristig die Produktivi-
tät, indem sie verhindern, dass soziale Kos-
ten der Produktion externalisiert werden, und 
damit den Arbeitsaufwand zur Produktion 
einer gegebenen Gütermenge erhöhen. Lang-
fristig mögen diese Regulierungen Nach-
haltigkeit erzeugen und vielleicht sogar das 
Produktivitätspotential erhöhen, aber unmit-
telbar bremsen sie das Wachstum, so wie es 
statistisch erfasst wird und wie es monetär 
verteilt werden kann (auch in Form der Be-
steuerung). 

• Arbeitsbremsen: Frühere Produktivitäts-
fortschritte wurden teilweise in Arbeitszeit-
verkürzung (auch mehr Urlaub) umgesetzt. 
Später setzten Regierungen und Sozialpart-
ner die Instrumente der Arbeitszeitverkür-
zung, Teilzeitarbeit und Frühverrentung ein, 
um Beschäftigungsabbau „sozial verträglich“ 
zu gestalten bzw. die Arbeitslosigkeit zu 
bekämpfen. Diese Unterausnutzung des Ar-
beitspotentials wurde partiell korrigiert durch 
die verstärkte Einbeziehung der Frauen in 
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den Arbeitsmarkt. Im Ergebnis arbeiten aber 
in vielen Mitgliedstaaten die Menschen re-
lativ wenig, produzieren daher weniger und 
tragen damit zur Stagnation bei. Sie haben 
auch weniger Einkommen und fragen weni-
ger nach – wenn nicht direkt, so zumindest 
indirekt, indem sie die Nachfrage der noch 
Aktiven reduzieren, denen das Transferein-
kommen abgezogen wird. 

Gegenläufig wirkt sich allerdings aus, dass die 
Arbeitsreduktion wahrscheinlich zur Produkti-
vitätssteigerung beiträgt, indem die weniger 
produktiven Arbeitnehmer zuerst entlassen oder 
verrentet werden und die kürzere Wochenar-
beitszeit (auch Teilzeitarbeit) eine höhere Ar-
beitsintensität zulässt. Umgekehrt haben vor al-
lem im Ausland die Versuche der letzten Jahre, 
durch Flexibilisierung der Arbeitsmärkte und 
„welfare to work“ Programme Menschen wie-
der in Arbeitsverhältnisse zu bringen, zur Ver-
langsamung des Produktivitätswachstums bei-
getragen. 

Jeder Versuch, diese beiden Bremsen zu lo-
ckern, um das Wachstum anzukurbeln, ver-
sucht letztlich Wohlstand umzuverteilen, in der 
Regel zulasten von Freizeit, Umwelt, Gesund-
heit usw. Das mag wünschenswert sein, wenn 
die Alternativen noch schrecklicher sind. Aber 
davon ist Deutschland und Europa wahrschein-
lich weit entfernt. Es muss also darum gehen, 
die Wachstumsquellen zu nutzen, die nicht le-
diglich umverteilen. Was den erhöhten Arbeits-
einsatz betrifft, so wird das im Abschnitt b) zur 
Beschäftigung diskutiert. Im folgenden geht es 
also um gesellschaftlich akzeptable Wege zur 
Steigerung der Produktivität. 

Die reale Produktivitätssteigerung erfordert in 
der Regel Innovation, Investitionen, Verbesse-

rungen der Unternehmensorganisation, neue 
Produkte, höhere Qualität usw. Wichtig wäre 
es, den Druck zur Produktivitätssteigerung, 
der im privaten Sektor vor allem durch den 
Wettbewerb erzeugt wird, auch auf die Er-
stellung öffentlicher Güter auszudehnen. Der 
säkulare Rückgang der Produktivitätszuwäch-
se seit den 70er Jahren ist auch auf die relative 
Stagnation der Industrieproduktion zurückzu-
führen, da im wachsenden Dienstleistungsbe-
reich die Produktivität schwerer zu steigern ist. 

In Europa wären da weniger Großbritan-
nien oder Irland (das nur dank seiner ver-
zerrten Strukturen zur Topliga gehört) die 
Vorbilder für Deutschland als Schweden, 
Dänemark, die Niederlande und Finnland. 
Diese Länder sind das wahre „neue Euro-
pa“, das Konsolidierung mit sozialem Zu-
sammenhalt und Modernisierung verbindet. 
Sie haben nicht nur ihre makroökonomi-
schen Bilanzen (Staatshaushalt) in Ordnung 
gebracht, sondern durch kluge und massive 
Investitionen in Bildung und Forschung ihre 
Produktivitätswachstum beschleunigt. Sie 
sind dabei nicht vor einem hohen Steuer- 
und Staatsanteil am BIP zurückgeschreckt. 
Öffentliche Investitionen sind ein wichtiger 
Wachstumsfaktor, auch wenn man Wachstums-
raten und die Bilanzen des Staatshaushalts kurz-
fristig schönen kann, indem man von der Sub-
stanz lebt. Irgendwann holt einen der Nachhol-
bedarf bei der Infrastruktur allerdings ein, wie 
jetzt Großbritannien feststellen muss. Deutsch-
land droht dies auch, wenn es die Investitionen 
weiter zugunsten der Finanzierung von Nicht-
arbeit vernachlässigt. 
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Auch hier schneidet Deutschland grottenschlecht 
ab, da weder Freizeit noch Verteilungsgerech-
tigkeit gemessen werden. Aber der Vergleich 
von Aiginger29 stellt auf die richtigen Vorbil-
der ab. Irland liegt auf Platz drei dank einer 
überschätzten Produktivität, die teilweise durch 
transfer pricing manipuliert wurde. 

b) Der kritische Nexus von Beschäftigung 
und sozialer Sicherung 

Vollbeschäftigung ist der Königsweg zum 
Wachstum. Angesichts von ca. 14 Millionen 
Arbeitslosen in Europa bzw. über vier Millio-
nen in Deutschland würde ihre Wiederbeschäf-
tigung das Wachstum enorm steigern und die 
öffentlichen Haushalte und sozialen Siche-
rungssysteme deutlich entlasten – ganz zu 

                                                 
29 Vgl. Karl Aiginger „The New European Model of the Re-

formed Welfare State” Ms., European Forum Working 
Paper 2/2002 Stanford. 

schweigen vom sozialen Integrationsfortschritt 
der unfreiwillig Arbeitslosen. Allgemein gilt, 
dass die arbeitslos bleiben, deren Lohnforde-
rung über der (erwarteten) Produktivität liegt. 
Insbesondere wenig Qualifizierte, Behinderte, 
Kranke und Alte weisen eine geringere Pro-
duktivität auf und sind daher zu „anständigen“ 
Löhnen kaum zu beschäftigen. Niedrigere Löh-
ne führen zur Beschäftigung weniger produkti-
ver Personen. Umgekehrt führen Lohnerhöhun-
gen dazu, dass die weniger produktiven Be-
schäftigten ihren Arbeitsplatz verlieren. 

Und Wachstum ist der Königsweg zur Be-
schäftigung. Wächst die Wirtschaft, so führt 
das, wenn das Wachstum des Outputs das der 
Produktivität übersteigt, zu mehr Beschäfti-
gung. Geht man von – jedenfalls länderspezi-
fisch – relativ festen Wachstumsraten der Pro-
duktivität aus, so ergeben sich daraus minimale 
Wachstumsraten, die erreicht bzw. überschrit-
ten werden müssen, bevor und damit auch neue 
Arbeitsplätze entstehen. „Jobless growth“ ent-
steht, wenn das Produktivitätswachstum gleich 
oder stärker als das Outputwachstum ist. In 
Deutschland ist die Arbeitsintensität der 
Produktion relativ niedrig (bzw. die Produk-
tivität hoch) und daher muss das Wachstum 
des Outputs stark ausfallen, um auf dem Ar-
beitsmarkt Entlastung zu schaffen. In ande-
ren Ländern liegen die Werte günstiger – jeden-
falls in beschäftigungspolitischer Perspektive. 
Die Vermutung liegt nahe, dass dieser Wert et-
was mit der Lohnhöhe und damit der Arbeits-
marktstruktur zu tun hat: Je höher die Löhne 
und je stärker die Anreize zur Nichtarbeit, desto 
geringer die Arbeitsintensität des Wachstums. 

Sollen soziale Härten und Armut trotz Be-
schäftigung („working poor“) vermieden 
werden, so bietet sich an, die Löhne in der 
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einen oder anderen Form zu subventionie-
ren, z.B. durch Entlastung bei Steuern und 
Sozialabgaben oder direkte Zuzahlungen. 
Dabei droht allerdings eine Substitution nicht 
subventionierter durch subventionierte Ar-
beitskräfte. Verzichtet man auf die sozialen 
Bedenken, so kann man durch Senkung der 
Lohnersatzleistungen die gering bezahlte 
Lohnarbeit relativ attraktiver machen. Bei-
de Ansätze versuchen, die Armutsfalle auf-
zubrechen, die die Anreize für Beschäfti-
gung reduziert. 

Die Senkung der Lohnnebenkosten als solche 
und vor allem ihre Pseudoverteilung auf Ar-
beitnehmer- und Arbeitgeberbeiträge sind 
dabei eigentlich unerheblich.30 Für den Ar-
beitgeber sind sie Bestandteil der Bruttoarbeits-
kosten und es ist nicht weiter wichtig, wofür 
das Geld verwandt wird (eigener Individualver-
brauch, öffentliche Güter, Vorsorgeaufwendun-
gen, Solidarität etc.). Es ist aber nicht einzu-
sehen, warum Gemeinschaftsleistungen, zu 
denen nicht nur die steuerfinanzierte Pro-
duktion öffentlicher Güter zählt, sondern 
auch eine Reihe redistributiver Elemente, die 
vor allem seit der deutschen Vereinigung in 
die sozialen Sicherungssysteme eingebaut 
wurden, nur von den Sozialversicherungs-
pflichtigen zu finanzieren sind. In dem Maße, 
wie eine Senkung der Lohnnebenkosten die 
Bruttoarbeitskosten senkt, erhöht sie die Be-
schäftigungschancen weniger produktiver Ar-
beitskräfte. 

Die Finanzierung der entsprechenden Syste-
me muss dann allerdings auf andere Grund-
lagen als Lohnabzüge gestellt werden. Sie 

                                                 
30 Vgl. Alfred Pfaller „Arbeitgeberbeiträge zur sozialen Ab-

sicherung sind dysfunktional geworden“ FES Bonn 2002 
(Reihe Politikinfo). 

muss alle Bürger (und ggf. ausländische Nutz-
nießer) beteiligen. Dazu bietet sich die in 
Skandinavien bewährte Steuerfinanzierung an. 
Sie müsste sich auf eine breitere Steuerbasis 
stützen. Es ist auch nicht einzusehen, warum 
Vermögen und Erbschaft nicht stärker besteu-
ert werden sollen, wenn gleichzeitig die Ver-
mögensbesitzer durch Wirtschaftsentwicklung 
und -politik begünstigt werden.31 

Beschäftigte (und indirekt ihre Arbeitgeber) 
können die Höhe der Lohnnebenkosten in der 
Regel nicht frei bestimmen und sehen keine di-
rekte Korrelation zwischen Preis und Leistung, 
zumal ein Teil der Umverteilung dient. Sie wol-
len also entweder die Leistungen gar nicht oder 
zu einem geringeren Preis – im Extremfall als 
Trittbrettfahrer, die öffentliche Güter konsu-
mieren, ohne zu ihren Erstellungskosten beizu-
tragen. Deshalb vermeiden sie formale Beschäf-
tigungsverhältnisse, die einen entsprechenden 
Abzug mit sich bringen. Im Ergebnis führt das 
zum Wachstum der Untergrundökonomie und 
des Schwarzmarktes, vor allem für Dienstleis-
tungen. Real sind dann Produktion (Wachstum) 
und Beschäftigung viel höher als beklagt, aber 
der Staat verarmt relativ. Als Strategien zur 
Reformalisierung der Untergrundwirtschaft 
bieten sich zunächst verstärkte Kontrollen 
und Strafen an, die ihnen den Nimbus des 
Kavaliersdeliktes nehmen. Wenn Bürger 
(oder Ausländer) eigenmächtig (z.B. durch 
Diebstahl privater Güter) die für sie ärger-
lichen Verteilungsergebnisse des Marktes 
korrigieren, schreiten Gesetz und Gewissen 
härter ein, als in dem Fall, wenn sie sich öf-
fentliche Güter aneignen, ohne die demokra-

                                                 
31 Vgl. ver.di „Staatsfinanzen stärken. Zukunftsaufgaben zwi-

schen öffentlicher Armut und privatem Reichtum“ Berlin 
o.J. (2002). 
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tisch beschlossenen staatlichen Verteilungs-
entscheidungen zu respektieren. 

Daneben bieten sich Liberalisierungsschrit-
te an, die entweder die Abgabenlast senken 
und/oder die solidarischen Transferleistun-
gen an Nichtarbeitende reduzieren oder den 
Konsum öffentlicher Güter kostenträchtig 
individualisieren. Dazu könnten etwa die Pri-
vatisierung von Kranken- und Altersversiche-
rung oder die Berechnung staatlicher Leistun-
gen (z.B. Schulgeld, Studiengebühren, Zuzah-
lungen bei Medikamenten und Arztleistungen 
etc.) dienen. Damit werden sie aber eventuell 
nur noch für Besserverdienende erschwinglich 
oder die Transferleistungen an Rentner, Arbeits-
lose, Sozialhilfeempfänger und sonstige Gering-
verdiener müssten aufgestockt werden. Ver-
schlechtert sich der Zugang der ärmeren 
Bevölkerung zu Gesundheit und Erziehung, 
droht ein Teufelskreis von geringer Produk-
tivität, geringem Einkommen und/oder Ar-
beitslosigkeit. Denn Ausbildung und Ge-
sundheitsvorsorge sind entscheidende Fak-
toren, um die Produktivität oder zumindest 
das Produktivitätspotential zu sichern und 
zu steigern. Sie sind damit auch eine Voraus-
setzung für hochproduktive, gut bezahlte 
Arbeitsplätze. Generell kann man davon aus-
gehen, dass bei vernünftigen Preis-Leistungs-
Verhältnis die Nachfrage nach derartigen Dienst-
leistungen steigt, und vor allem der Gesund-
heitssektor eine Wachstumsbranche ist. 

c) Das hausgemachte Problem par 
excellence: Demographie 

Die größte und am raschesten wachsende Grup-
pe solcher Transfereinkommensbezieher sind 
die Alten. Das Grundproblem der Alterssi-
cherung liegt darin, dass dank der gestiege-

nen Lebenserwartung immer mehr Men-
schen erwarten, immer länger ohne Arbeits-
einkommen auf Kosten der noch aktiven Be-
völkerung „ausgehalten“ zu werden. Sie er-
warten einen Einkommensstrom, der ihnen 
dann ein entsprechendes Konsumniveau er-
laubt, aufgrund von „Rechten“, die sie ent-
weder durch Beitragszahlungen oder durch 
Vermögensbildung, in beiden Fällen also 
durch Konsumverzicht, erworben zu haben 
glauben. Dieser Glaube ist inhärent trüge-
risch. 

• Die Beitragszahlungen dienen der Finan-
zierung der laufenden Zahlungen an die ge-
genwärtigen Rentner und haben insofern kei-
nerlei wirtschaftliche Verbindung zu späte-
ren Zahlungen an die dann in Rente befind-
lichen heutigen Beitragszahler. Es handelt 
sich vielmehr um ein politisches Verspre-
chen. Selbst der Ausdruck „Generationen-
vertrag“ ist irreführend, da die Generatio-
nen, die von den heutigen Rentnern begüns-
tigt wurden und daher zu einer Gegenleis-
tung verpflichtet sein könnten, schon tot sind, 
und die künftigen Generationen noch gar 
nicht leben oder noch nicht geschäftsfähig 
sind. Wieweit das Versprechen eingelöst wer-
den kann, hängt von der politischen Durch-
setzbarkeit ab, die bei sinkender wirtschaft-
licher Tragfähigkeit des Modells rasch ab-
nimmt. 

• Die Vermögensbildung ist nur scheinbar 
realistischer, da sie eine wirtschaftliche (und 
nicht nur politische) Verbindung herstellt. 
Sie besteht darin, dass die Sparer erwarten, 
dass ihre Investitionen ihnen in Zukunft einen 
Einkommensstrom bzw. einen Verkaufserlös 
(einschließlich einer erhofften Wertsteige-
rung; die Telekomaktionäre erinnern sich) 
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garantieren. Der Einkommensstrom kann di-
rekt monetär sein (Zinsen, Dividende, Mie-
te) oder real (etwa das mietfreie Wohnen im 
eigenen Haus). Seine Höhe und noch stär-
ker die Höhe eines eventuellen Verkaufser-
löses hängen aber von der Nachfrage der 
künftigen Generationen ab, die keineswegs 
gesichert ist, zumal, wenn zu Zeiten einer 
demographisch absehbaren Verrentungswel-
le ein Überangebot an Vermögenswerten auf 
den Markt drängt. 

Im Grunde geht es um die Organisation ei-
nes parallelen Transfers von den noch akti-
ven Produzenten an die inaktiven Senioren, 
einmal von Gütern und Dienstleistungen und 
zum anderen von Einkommen, um diese zu 
bezahlen. Beim Umlageverfahren zahlen die 
Aktiven die Rentenversicherungsbeiträge 
und/oder Steuern, beim Kapitalbildungsmo-
dell sparen sie, um Vermögenswerte von den 
Senioren zu erwerben, oder zahlen als Ent-
gelt für die Nutzung dieser Vermögenswerte 
(z.B. Miete). Ist das zahlenmäßige Verhältnis 
von Aktiven zu Senioren und das Verhältnis 
der Einkommen gegeben, so folgt daraus das 
Umverteilungsvolumen (Kommen z.B. auf ei-
nen Senior zwei Aktive und soll der Senior 
zwei Drittel des Einkommens der Aktiven er-
halten, so muss jeder Aktive ein Viertel seines 
Einkommens abgeben). Eine Entscheidung für 
ein Verfahren müsste begründen, warum beim 
einen oder anderen Verfahren die jeweils vor-
gesehenen Anreize bzw. Sanktionen den effek-
tiven Transfer besser garantieren. 

Ein Gedankenexperiment macht die relative 
Gleichheit der beiden Verfahren deutlich: Wenn 
beim Kapitalbildungsmodell die Betroffenen 
ihre Ersparnisse nur in Staatsschuldpapieren 
anlegen würden, müssten sie ihre Rente aus 

den Zinsen und Verkaufserlösen dieser Anlage 
finanzieren, die – soweit nicht die dann Akti-
ven ihrerseits direkt die Staatstitel erwerben – 
aus den dann laufenden Steuereinnahmen des 
Staates finanziert werden müssten, die die dann 
Aktiven aufzubringen hätten. Es würde sich so-
mit im Ergebnis nicht von einer auf Steuerba-
sis umlagefinanzierten Rente unterscheiden. In 
diesem Kontext entpuppt sich auch das Ge-
rede, dass die Staatsverschuldung künftige 
Generationen belaste, als unhaltbar. Die Er-
ben der Schuldforderungen werden sich nicht 
beklagen. Es geht nur um eine Umverteilung 
innerhalb der künftigen Generation zwischen 
ihnen und den Steuerzahlern und/oder Sparern. 
Würden alle Staatsschuldforderungen im To-
desfall des Gläubigers an den Staat zurückge-
geben bzw. gelöscht, würden künftige Genera-
tionen nicht mehr belastet. 

Die eigentlich verteilungsgerechte Lösung ist 
offensichtlich die Anpassung des Rentenal-
ters, da dann die Begünstigten und die Be-
lasteten dieselben Personen sind. Sie mögen 
zwar schlechter gestellt sein als ihre „Vor-
gänger“ zu Zeiten schon hoher Lebenser-
wartung aber noch niedrigem Rentenein-
trittsalter, aber nicht schlechter als ihre Vor-
vorgänger, auf die das System zugeschnitten 
war und deren Lebenserwartung noch nied-
rig und dem Renteneintrittsalter angemessen 
war. Die Verlängerung der Lebensarbeitszeit 
bringt allerdings eventuell Produktivitätseinbu-
ßen mit sich, die letztlich von allen mitgetra-
gen werden müssen. 

Zusammengefasst: Deutschland ist durch die 
falsch gestaltete Wiedervereinigung in eine 
Schieflage geraten, die zu starke Anreize für 
Nicht- und Schwarzarbeit geschaffen hat. 
Die Lohneinkommensbezieher sind einseitig 
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die Lastenträger der Nation geworden. Die-
se Lasten müssen durch Aktivierung der 
Nichtarbeiter und Änderungen der Finan-

zierung (stärker durch Steuern auf einer 
breiteren Basis) auf mehr Schultern verteilt 
werden. 

4. Die politische Ökonomie der Umverteilung 

Das alte Spiel, dem auch unser Parteiensystem 
noch nachhängt, ging um die Verteilung der 
Wertschöpfung zwischen Kapital und Arbeit. 
Gesetzliche Regelungen garantierten die „Rech-
te der Arbeitnehmer“, verhinderten einen Wett-
bewerb auf Kosten von Arbeitsbedingungen 
und Freizeit. Diese Regeln sind heute europä-
isch nach unten abgesichert. Die Wertschöp-
fung bestimmt sich durch die Produktivität, der 
Mindestanteil des Kapitals durch transnational 
festgelegte Verzinsungsniveaus. Die Preise dik-
tiert weitgehend der europäische oder Welt-
markt. Produktivitätsunterschiede können nicht 
mehr durch Wechselkursanpassungen (ganz zu 
schweigen von Subventionen oder Zöllen) kor-
rigiert werden. Deutschland war und ist tradi-
tionell gut, reale Abwertungen durch Disinfla-
tion und verantwortungsbewusste Lohnpolitik 
hinzukriegen, was auch im Euroland funktio-
niert. Das abwertungsgewohnte Schweden und 
Dänemark sind auch deshalb der Währungs-
union nicht beigetreten. 

Aber die Hälfte der ganzen Wertschöpfung 
wird staatlich verteilt, über Steuern und so-
ziale Sicherungssysteme. Diese Mechanismen 
sind damit einflussreicher als der Außenhan-
del, der etwa ein Drittel des BIP ausmacht. 
Der Wohlfahrtsstaat bedient inzwischen mehr 
als die Hälfte der Wähler in Deutschland mit 
Transfereinkommen oder Entlohnung für 
wohlfahrtsstaatliche Tätigkeiten (siehe Ta-
belle 6; die Werte dürften heute noch deutlich 

höher liegen). Die demographische Entwick-
lung wird das Heer der Reformgegner noch 
vergrößern. Aber das Beispiel Schweden mit 
seinem noch mächtigeren Wohlfahrtsstaat zeigt, 
dass bei gutem politischem Management Refor-
men trotzdem möglich sind. 
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Während es zwischen Kapital und Arbeit um 
die Verteilung der Produktivitätsgewinne 
ging, geht es heute (auch) um die Verteilung 
zwischen Wohlfahrtsstaatgewinnlern und Ab-
gabe- und Steuerzahlern. Die Wählermehr-
heit der Transfereinkommensbezieher ist 
stark an der Weitergabe der Produktivitäts-
gewinne in die Preise (statt in höhere Kapi-
taleinkommen oder Löhne) interessiert, um 
ihr Realeinkommen zu sichern oder zu stei-
gern. Sie wollen auch eine Inflation vermei-
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den, mit der die Produzenten von Gütern 
und Dienstleistungen die reale Verteilung 
korrigieren könnten. Diese Interessen haben 
sich inzwischen auch auf europäischer Ebene 
verankert: die unabhängige Europäische Zent-
ralbank bekämpft die Inflation und der Binnen-
markt, überwacht von einer europäischen Wett-
bewerbspolitik, drückt auf die Weitergabe der 
Produktivitätsgewinne in die Preise. 

Die Entscheidung für die partielle Reform des 
Wohlfahrtsstaates durch Verschärfung der Zu-
gangsbedingungen zu Transfereinkommen oder 
die stärkere Komodifizierung, d.h. marktmäßi-
ge Gestaltung des Zugangs zu öffentlichen Gü-
tern und Dienstleistungen oder die stärkere In-
dividualisierung von Lebensrisiken impliziert 
immer eine Umverteilung von Realeinkommen. 
Dies muss kein Nullsummenspiel sein, wenn 
letztlich die Produktivität steigt und/oder un-
terbeschäftigte Produktionsfaktoren eingesetzt 
werden. Jede Gesellschaft hat andere Vor-
stellungen, welche Belastungen zumutbar 
sind oder nicht, die sich teilweise auch in ge-
setzlich oder gar verfassungsmäßig geschütz-
te Rechte verfestigt haben. In Europa sind 
diese Vorstellungen auch supranational kodifi-
ziert und verankert. Aber sie sind einem Zyk-
lus unterworfen, der in Zeiten relativer Stag-
nation und sozialer Gleichheit zu stärkerer 
Marktorientierung neigt, während in Zeiten 
des starken und ungleichen Wachstums pri-
vater Einkommen und Vermögen die Nei-
gung zu einer Korrektur durch öffentliche 
Politiken zunimmt.32 Diese Zyklen sind in den 
verschiedenen Ländern Europas unterschied-
lich und nicht synchron. 

                                                 
32 Vgl. A.O. Hirschman „Engagement und Enttäuschung“ 

Frankfurt a.M. 1988. 

Das vereinigte Deutschland sollte in dieser Re-
formphase vom Marxschen Grundsatz des Kom-
munismus „Jeder nach seinen Fähigkeiten, je-
dem nach seinen Bedürfnissen!“ auch den ers-
ten Teil beherzigen und das Ausmaß tolerier-
ter und bezahlter Nichtarbeit reduzieren. 
Das dürfte politisch in einer Gesellschaft, in 
der wahrscheinlich schon mehr Wähler von 
Transfer- als von Arbeitseinkommen leben, 
schwer genug werden. Dieser Konflikt muss 
aber in ihr und nicht mit dem Ausland oder den 
Ausländern ausgetragen werden. 

Zusammengefasst: Die Reformspielräume 
werden durch die europäische Integration 
ebenso wie durch die vom Wohlfahrtsstaat 
geformten Interessen und Mehrheiten einge-
schränkt. Gelingt es der Politik nicht, hin-
reichend große Teile dieser Mehrheiten zu 
überzeugen, droht in der Tat eine Dauer-
krise. 


